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Amtlicher Teil.
Anmeldungen weiterer Forderungen

im Ausgleichsverfahren .
** Durch Abkommen zwischen - ein Britischen Reich und

Frankueich zwischen dem Britischen Reich und Belgien sowie
zwischen Frankreich und Griechenland ist aus Grund des Ar¬
tikels 396 k des Vertrags von Versailles vereinbart worden,
das, durch Vermittlung der Ausgleichsämter auch
die aus der Borkriegsgeit herrührenden vor dem Kriege oder
während des Krieges fällig gewordenen Forderungen und
Schulden voik in Deutschland ansässigen Deutschen gegenüber
jden folgenden Personen geregelt werden sollen :

1 . gegen in Großbritannien , seinen Dominien , Ko¬
lonien und Protektoraten , init Ausnahme der Südafrika¬
nischen Union, Ägyptens un» Australiens , ansässige Fran -
zosen,

3 . gegen in Großbritannien , seinen Dominien , Kolonien
und Protektoraten , mit Ausnahnte der Südafrikanischen
Union. Ägyptens, Australiens und Neufundlands an¬
sässige Belgier ,

3 . gegen in Frankreich einschließlich Elsaß -Lothringens
sowie in den französischen Kolonien und Protektoraten
ansässige britische und griechische Staatsange¬
hörige,

4. gegen in Belgien und im Kongo ansässige britische
Staatsangehörige .

6 . gegen in Griechenland ansässige Franzosen .
In dem Abkommen ist zwischen den alliierten Staaten ver¬

einbart worden, daß die Frist für die Anmeldung der deutschen
und gegnerischen Forderungen teils im Niärz , teils im April
1922 enden solle. Da diese einseitigen Fristbestiimnungen
einem am 10. Juni 1921 zwischen Deutschland und den betei¬
ligten gegnerischen Staaten geschloffenen Abkommen, nach wel¬
chem die Anmeldefrist für das Ausgleichsverfahren allgemein
nur bis zum 30 . September 1921 dauern söwe , nicht entspre¬
chen und andererseits die Abkominen der deutschen Regierung
erst so spät mitgeteilt worden sind, daß sie nicht in der Lage
war , die rechtzeitige Anmeldung der in Betracht kommenden
deutschen Forderungen bis zum 30 . Septbr . 1921 zu veran¬
lassen. ist die deutsche Regierung bei den beteiligten Alliierten
Regierungen in dieser Angelegeirheit vorstellig geworden. wo->

^blei sie sich bereit erklärt hat , unter gewissen Voraussetzungen
eine angemessene Verlängerung dxr Anmeldefrist für die von
dem Abkomnien betroffenen beiderseitigen Gläubiger zu ver¬
einbaren . Eine Antwort ist bisher noch nicht eingegangen .

Die in Betracht komntenden deutschen Gläubiger werden
hiermit aufgefordert , um unter allen Umständen ihre Rechte
zu wahren , ihr « Forderungen schon jetzt bei der
zuständigen Stelle des R e ichsa usglc i ch s a m t s
auf den üblichen , dort erhältlichen Vordrucken schleunigst
o n zu m e l d e n.

* Der Streik der IRecbis*
Gewerkschaft deutscher Lisen -

bahnbeamter*
Wenn wir gestern an dieser Stelle darauf hinwiesen ,

daß sich die Stellung der Reichsregierung in den letzten
Wachest gefestigt habe, so lwtteh wir uns sehr wohl dessen
bewußt , daß diese Festigkeit auf Grund neuer Schwierig¬
keiten sehr rasch auf dir Probe gestellt werden könne . Daß
das allerdings in der Form geschehen würde , daß über
Nacht ein Eisenbahnerstreik proklamiert wird, > hätten wir
nicht gedacht. Wir haben von der Einsicht und der Ver¬
nunft der Reichsgewerkschaft deutscher Eisenbahnbeamter
eine zu hohe Meinung gehabt , nm daran glauben zu kön -
nen , daß sie ein derartiges Verbrechen am deut -
schenVolke begehen würde . Deq «kein Verbrechen ist
dieser Streik und nichts anderes !

Rein formal betrachtet, hätte der Streik überhaupt
nicht verkündet werden dürfen , da der Beschluß nur mit
20 : 16 Stimmen , also nicht einnral mit Zweidrittelmehr¬
heit , gefaßt worden ist . Vom Standpunkte des Beamten -
rechts aus gesehen, hat natürlich jeder Beamtenstreik als
ausgeschlossen zu gelten , da er einen einseitigen Ver¬
tragsbruch darstellt und geeignet ist, die gerade für die
Beanrten wertvollen Fundamente des Beamtenrechts über
den Haufen zu werfen . Daß bei alledem schließlich auch
noch nationale und außenpolitische Erwägungen mitzu¬
sprechen haben, bevor man sich zu einem solchen Streik
entschließt, sollte ebenfalls nicht vergessen werden .

Über alle Bedenken hat sich die Leitung der Reichs¬
gewerkschaft deutscher Eisenbahnbeamten , die auf politisch
neutralem Boden steht und die Mehrzahl der eigentlichen
Beamten und Beamtenanwarter umfaßt , mit bedauer -
lickmr Skrupellosigkeit hinweggesetzt . Und wenn nicht

die übrigen Eisenbahnerorganisationen vernünftiger
wären , und wenn nicht namentlich im Süden die

Stimiming schlechthin dem Streik abgeneigt wäre , so
würde « wir heute schon vor einer .̂ rtastrophe stehen.
Allerdings hat auch die Reichsregierung sofort
von sich aus nrft Umsicht und Strenge alle die Maßnah¬
men ins Werk gesetzt, die nötig sind, um einersefts die
Autorität der Regierung zu wahren und andererseits den
Bahnbetrieb wenigstens leidlich aufrecht zu erhalten . Wir
sind überzeugt , daß die erdrückende Mehrheit des deut¬
schen Volkes diese Maßnahmen ebenso billigen wird , wie
sie das Verbrechen des Streiks selbst verurteilt .

Und diese Verurteilung wird zu Recht bestehen blei¬
ben auch dann , wenn der Streik alsbald in sich zusam -
menbreck -en sollte . Nach den neuesten Meldungen ist da¬
mit zu rechnen . Ja , es scheint , als ob in den Reihen der
Reichsgewerkschaftler selbst die Streikparole nur zögernd
befolgt würde . Im Süden aber , in Baden , Württem¬
berg und Bayern , ist offenbar überhaupt keine Stim -
mung für den Streik vorhanden .

Trotzdem wird es ohne Komplikationen , ohne Erschwe¬
rungen und Behinderungen des Eisenbahnverkehrs nicht
abgehen . Wer imstande ist, die augenblickliche Lage un¬
seres Wirtschaftslebens , soweit es auf den Eisenbahnver -
kehr angeiviesen ist , richtig zu überblicken, der wird uns
reckst geben, wenn wir sagen , daß eine jede Störung
dieses Verkehrs eine schwere Schädigungbedeutet .

Daß die Reichsregierung energische Maßnah¬
men getroffen hat , begrüßen Nur mit Genugtuung . Und
wir sind keinen Augenblick darüber im Zweifel , daß der Er¬
folg der Reichsregierung recht geben wird . Sie mußte
endlich einmal den ihr immer wieder vor die Füße ge¬
schleuderten Fehdehandschuh aufnehmen und der Un¬
diszipliniertheit und Ungesetzmäßigkeit das Recht und
die Macht der Staatsautorität entgegensetzen.

Selbstverständlich wird die ganze Angelegenheit zur
Folge haben, daß das Beamtenrecht als solches einer
Prüfung unterzogen wird . Die Dinge liegen ja klar am
Tage . Ein Beamter , der lebenslänglich angestellt ist,nie um den Verlust seiner Stellung zu bangen braucht
und sich dem Staat gegenüber im Besitz weitgehender
Rechte befindet , hat die Pflicht , dafür aber auch die
Rechtsansprüche zu achten , die der Staat an ihn zu
stellen

^
hat. Und genau so, wie es ein Unding ist, daß

der Staat den Beamten gegenüber streikt, d. h. ihnen
plötzlich die Gehälter und Pensionen vorenthält , genau
so ist es ein Unding , wenn Beamte st .rei -
k e n . Jedenfalls nlüssen sie darauf gefaßt sein , daß die
gesamte übrige Bevölkerung , d . h . jeder , der nicht Be¬
amter ist, einen solchen Streik restlos verurteilen wird .

Mit der Frage , ob einzelne Beamtenkategorien unter
der wirtschaftlichen Not der Zeit besonders zu leiden ha¬
ben, hat das alles nichts zu tun . Umsoweniger , als die
Reichsregierung ja an sich diese Notlage anerkannt hat
und gewillt ist , in einzelnen Fällen helfend beizuspringen .
Die Reichsgewerksck )aft aber hat generell Gehalts¬
erhöhungen verlangt , deren SummÄ 60 Milliar¬
den ausmacht . Es versteht sich von selbst, daß ein
derartiger Betrag unter den heutigen Verhältnissen nicht
aufgebracht werden kann.

Zudem sollte nicht außer Acht gelassen werden , daß cs
heute streite Schichten des deutschen Volkes gibt , die nicht
einmal so gut gestellt , sind, wie jene erwähnten Beamten¬
kategorien . Die Privatbeamten , die Angehörigen der
freien Berufe , die Kleinrentner und ein großer Teil der
mittleren und kleineren Unternehmer : sie alle wären
froh , wenn sie entsprechend den Beamten ge Haltern auch
das Zehnfache ihres Friedenseinkommens vereinnahmen
könnten . Oft ist es aber nicht einmal das Fünf - oder
Sechsfache.

Daß die großeMehrheit der deutschen Be¬
amtenschaft dieses alles verständnisvoll würdigt ,
wissen wir. Und namentlich bei uns im Süden wird
jenes gefährliche Streikfieber und jener sinnlose Terror ,
wie er in Berlin zck herrschen scheint, nur selten zu
finden sein. Im Süden ist man klug genug , urn sich zu
sagen , daß ein Streik , und zumal ein Eisenbahnerstreik ,
unserer Wirtschaft und unseren Finanzen gewißlich nicht
hilft , sondern sie nur noch mehr ruiniert . Von dem Zu¬
stand dieser Wirtschaft und dieser Finanzen aber hängt
es ab, ob und inwieweit neue Gehalts -ansprüche . über¬
haupt befriedigt werden können. Bei uns koeiß man ,
daß es höchsten» ein Faktum geben könnte , das den
Streik aller Beamten rechtfertigte, nämlich den Versuch
einer gewaltsamen Verfassun g sän de -

kale Elemente . Ein derartiger Streik hätte aber
natürlich mit dem Streik , den jetzt die Reichsgewerk¬
schaft deutscher Ersenbahnbeamter skrupellos provoziert
hat , nichts gemein .

Wir wollen hoffen , daß auch die streitlustigen Elemente
innerhalb der Reichsgewerkschaft bald zur Vernunft zu-
rückkehren . Mit den Rädelsführern aber wird die Re¬
gierung wohl unter allen Umständen ein Wörtchen zureden haben . Denn wenn hier nicht energisch zugegrif -
fen wird , so werden wir in absehbarsr Zeit mit neue«
Streikgefahren zu rechnen haben.

Die Anlagen der Veparations--
note.

Der deutschert ReparationS -Note, die aut letzten Samstag de*Reparationskommiffon überreicht wurde, sind, wie schon gemel¬det, Anlagen über die Struerbelastuug in Deutschland, übe*das Budget für 1922, über die Sanierung der Reichsbetriebeund über die Beseitigung der LebenSmittelzuschüffe beigegeben.Die »Franks . Ztg . " berichtet darüber folgendes:Die erste Anlage ist eine kurze Denkschrift über das deutscheSteuersystem und über die Durchführung der Steuersätze so-wie über die Bekämpfung der Kapitalflucht in Deutschland.Nach dem Friedensvertrag hat die Reparationskommiffion di«
Zahlungsfähigkeit Deutschlands abzuschähen und das deutscheSteuersystem daraufhin zu prüfen, ob „das deutsche Steuer¬
system im allgemeinen im Verhältnis ebenso schwer ist, wio
dasjenige irgendeiner der in der Kommisston vertretenen
Mächte". Den Nachweis dafür , daß dies tatsächlich der Fall
ist, sucht die Denkschrift sowohl für die direkten wie die indirek-ten Abgaben zu erbringen . Um den Reichshaushalt für dieäufeerot und inneren Lasten Deutschlands nach Möglichkeittragfähig zu machen , sind bereits im Jahre 1919 die direktenSteuern in einem Ausmatz erhöht »oorden , das die Sachver¬ständigen der alliierten Mächte auf der Briiffeler Konferenz zndem Urteil geführt hat :

„Die gegenwärtigen Tarife für die direkten Steuern scheine«brs auf das Höchstmaß gesteigert worden zu sein und manwürde vielleicht sogar wenn die Veranlagunug wieder in Ord -
nung sei und die Steuern vollen Ertrag brächten, zu der Fest-stellung kommen, datz im Interesse des fiskalischen Ergebnisse»e,ne Ermäßigung gewisser direkter Steuern zu erwägen sei. "Trotzdem hat die Reichsregierung seit dem Jahre 1919 an demAusbau des gesamten Steuersystems auch auf dem Gebiete derdirekten Besteuerung gearbeitet mit dem Ziele, das Steuer -
shstean bau 1919 den geänderten Verhältniffen anzupassen und
so zu verbessern, datz die für das innere Budget und die äuße¬ren Reparationszahlungen erforderlichen Beträge nach Mögelichkeit auf die Dauer sichergestellt werden. Diesem Ziele die¬nert auch die dem Reichstag gegenwärtig vorliegenden neue»Besitzstenerentwürfe, die eine abschließende Besteuerung desBesitzes in einem der Welt nicht bekannten Urnfange darstelle«.Diese Steuern und namentlich die laufende Vermögenssteuerschmälern das Eirtkommen derart , daß sie nicht unberücksichtigtbleiben dürfen , wenn man prüft , wie in Deutschland ini Ver-
gleiche zu den Staaten der Reparationskommission das Ein -kominer, steuerlich erfaßt wird.

Selbst ohne Rücksicht auf die in der Vermögenssteuer undihren Nebensteuern liegende Vorbelastung ist die Besteuruu «des Einkommens in Deutschland wesentlich stärker ' als i»Frankreich , England , Belgien und Amerika. Dies wird in de*Denkschrift in einer Reihe von Tabellen im einzelnen belegt.Es ist dabei der Versuch gemacht, dadurch zu sachlich vergleich,baren Größen zu kommen , daß die Belastung unter Berück -
sichtigung der inneren Kaufkraft des Geldes in den Vergleichs¬staaten errechnet ist. Dabei ist als Teuerungszahl für Deutsch,land 2067, für Frankreich 315 und für England 182 angenom¬men worden, entsprechend den Jndices der Großhandelspreiseim September 1921 . Auf Grund der Großhandelsindices er¬gibt sich, daß im September die Geldentwertung in Deutsch,land etwa sechsmal so groß wie in Frankreich uns zehnmal fogroß wie in England war, so daß ein Papierfranc — 6 Papier¬mark und ein Papierschilling — 11 Paperinark zu setzen ist.Allerdings ist die innere Kaustraft des Geldes seit September1921 in Deutschland weiter erheblich gesunken , so daß die Teue¬
rungszahl für November 1921 bereits 3416 beträgt . Würdeman diese Zahl einsetzen , so würde sich eine noch härtere Ein¬
kommensbelastung Deutschlands im Vergleiche mit Frankreichergeben . Den Berechnungen ist weiter zugrunde gelegt das
deutsche Einkommenssteuergeseh in der Gestalt der Novelle vom20. Dezember 1921 . Die Denkschrift rechtfertigt im einzelnendie Änderungen des Tarifes , die diese Novelle gebracht hat,mit der starken Entwertung des Geldes ; sie weist darauf hin,
datz der Tarif von 1919 bei einer Kaufkraft der Mark aufge¬stellt wurde , die an die zwanzigmal so hoch war, wie ihre Heu-
tige Kaufkraft . Gleichwohl ist bei der Tarifveränderung keine
vollständige Anpassung an den verringerten Geldwert erreichtworden , so daß der heutige Tarif sogar in seiner Wirkung
zum Teil noch stärker ist als der des Jahres 1919.

Die Denkschrift enthält einige Beispiele, die unter Berück¬
sichtigung der Kaufkraft des Geldes in den verschiedenen Län¬
dlern die Steuerbelastung anschaulich darstellen . In Deutsch,land zahlt ein unverheirateter Steuerpflichtiger mit einem
Einkommen von 36 908 Mark aus Lohn oder Gehalt 2220 M.
Einkommensteuer , das bedeutet eine Belastung von 7,4 Pro¬
zent . Rechnet man dieses Einkommen unter Berücksichtigung
brS EntwertüngSfaktors in Franken und Schilling um, so er¬
gibt sich, daß eine Person mit einem Einkommen von gleiche *rung durch rechtsradikale oder linksradi -

Mit einer Beilage: 11 . öffentliche Sitzung über die Verhandlungen des Badische» Landtages.



innerer Kaufkraft in Frankreich und Enzian - keine Einlvm -
« rnsteurr zu zahlen hätte .

Bei einem Arbeitseinkommen von 100 000 Mark wäre , fall»
- er Steuerpflichtige unverheiratet und über 30 Jahre alt ist,
in Deutschland eine Steuer von 15 50V Mark , in Frankreich
und England bei « nein Einkommen mit gleicher innerer Kauf¬
kraft eine Steuer von 1100 Franc » und 045 Schilling zu ent¬
richten, das heißh die Belastung beträgt in Deutschland 15,5
Prozent » in Frankreich 5,55 und in England 10,5 Prozent .
Ein unverheirateter Unternehmer zahlt in Deutschland bei
einem Einkommen von einer Million 385 500 Diark Einkom¬
mensteuer , bei ein>em entsprechenden Einkommen in Frank¬
reich zahlt er 50746 Francs , in England 30065 Schilling, da»
heißt, die Belastung beträgt in Deutschland 38,55 Prozent in
Frankreich 25,37 Prozent und in England 33,41 Prozent .

Die Belastung des deutschen Steuerzahlers mit! direkten
Steuern darf nicht außer Betracht bleiben , wenn man die Be¬
lastung durch Verbrauchsabgaben ins Auge gefaßt . In der
Person des Verbrauchers treffen sowohl die direkten als auch
die indirekten Steuern zusammen . Eine sichere Ermiitlung
des DurchschnitiseinkommenS ist weder für Deutschland, noch
für die Bergleichsstaaten zur Zeit gegeben.

Zrr wie verschiedenen Ergebnissen man bei Berechnung de»
Durchschnittseinkommens gelangen kann , zeigen — ganz ab¬
gesehen von den deutschen Schätzungen — die Zahlen , zu de¬
nen einerseits das Sekretariat des Völkerbundes, andererseits
französische Sachverständige gelangt sind. Es berechne» das
Sekretariat de» Bölkerbundes das Durchschnittseinkommen in
Frankreich auf 3200 . Fr ., in Deutschland auf 3900 M, franzö -
fische Sachverständige das Durchschnittseinkommen auf 2700
Fr ., in Deutschland auf 5200 M.

Die Berechnungen , sind für das Jahr 1921 angestellt . Bei
Umrechnung dieser Zahlen auf das Jahr 1922 wird dem Um¬
stand Rechnung zu tragen sein , daß im Hinblick auf die in¬
zwischen fortgeschritöene Inflation in Deutschland mit einer
Erhöhung des nominellen Durchschnittseinkommens gerechnet
Werden nniß . Die Erhöhung soll, obwohl sie tatsächlich weit
dahinter zurückbleibest dürfte , für das gesät- Volkseinkommen
und somit auch für das Durchfchnittseinkorffmen mit einem
Drittel angenommen werden . Danach ergibt sich für das Jahr
1922 , unter Zugrundelegung eines Gesamtaufkommens aus
Steuern von 97,3 Milliarden Mark für Deutschland und 18.1
MWarden Fr . für Frankreich folgende Rechnung :

a ) auf der Basis der Zahlen des Bölkerbundes :
Volkseinkommen in Deutschland 312 Milliarden Mark,
Volkseinkommen in Frankreich 128 Milliarden Fr .
Demnach Anteil der Steuer am Volkseinkommen: in
Deutschland 31,2 Prozent , in Frankreich 14,1 Prozent ,

fc) Auf der Basis der Zahlen französischer Sachverständiger :
Volkseinkommen in Deutschland 416 Milliarden Mark ,
Volkseinkommen in Frankreich 108 Mlliarden Fr .
Demnach Anteil der Steuer : in Deutschland 23,4 Pro¬
zent , in Frankreich 16,7 Prozent .

In beiden Fällen erscheint demnach die prozentuale
Belastung des Volkseinkommens durch die Steuer in Deutsch¬
land weit stärler als in Frankreich. Stellt man fest, was dem¬
gemäß nach Aktzug der Steuer dem einzelnen im Durchschnitt
jjurn Lebensunterhalt von seinem Staate gelassen wird , so er¬
gibt sich, bei Berücksichtigung der inneren Kaufkraft des Geldes .
(1 Fr . gleich 5 M . ) :

a) nach den Zahlen des Bölkerbundes :
für den Deutschen 8579 M .»
für den Franzosen 2749 Fr . gleich 13 745 M -,

t>) nach den Zahlen französischer Sachverständiger :
für den Deutschen 5311 M .,
für den Franzosen 2249 Fr . gleich 11 225 M.

Jede Berechnung aber , die sich daraus beschränkt , die Be¬
tastung durch bestimmte Steuerarten oder Steuergruppen
oder gar durch einzelne Verbrauchsabgaben auf den Kopf der
Bevölkerung umgerechnet zu vergleichen, ist wissenschaftlich und
praktisch gleich wertlos . Die geringe Bedeutung einer so ge¬
wonnenen Belastungszahl wird ohne weiteres klar , wenn man
sich gegenwärtig hält, wie verschieden diese Zahlen beurteilt
werden müssen, je nachdem in den zu vergleichenden Staaten
der auf den Kopf entfallende Verbrauch an dem belasteten Ver-
brauchsgnt größer oder geringer ist . Soweit aus Gründen
der wirtschaftlichen Not in Deutschland der Einzelne zu Ein¬
schränkungen des Genusses gezwungen ist, kann aus der Tat¬
sache eines geringen Aufkommens aus Verbrauchsabgaben pro
Kopf der Bevölkerung nicht auf eine geringe Belastung , son¬
dern nur auf eine schlechtere Wirtschaftslage des Steuerzah¬
lers geschlossen werden. Sämtliche Länder , die in der Repa¬
rationskommission vertreten sind , befinden sich in der Lage,
auch die minderbemittelten Schichten ihrer Bevölkerung zu er¬
schwinglichen Preisen mit alltäglichen Genußmitteln versorgen
zu können. Deutschland dagegen ist seiner Natur nach an

Gütern dieser Art arm . E» fit im Interesse der ArbeitSlei-
stung, die auch den Reparationszahlungen zugute kommt, ge¬
nötigt , einen gewissen Berbrauch von Grnußmitteln zuzulassen,
dessen Belastung neben der auch die kleinsten Einkommen tref¬
fenden Einkommensteuer, so gestalt^ ist, daß die Genußmiitel
dem Volke nicht schlechthin versagt bleiben. Rach den Vor¬
schlägen der Regierung wird dlnc Verbrauch an Kaffee, Tee
und Kakao in einem de« Verbrauch weiter Kreise nahezu auS-
schließendrn Matze belastet sein. Der Verbrauch importierter
Tabakerzeugnisse wird durch Valuta und Zoll gedrosselt

Dazu kommt, daß ein Vergleich der einzelnen Steuern auch
deswegen kein brauchbares Ergebnis liefern kann, weil in
Deutschland die Kohleosteuer in Höhe von 40 Prozent und die
Umsatzsteuer in Höhe von 2 Prozent eine gewaltige Borbela¬
st«ng des Verbrauchs darstellen, während die Kohlensteuer in
sämtlichen Bergleichsstaaten überhaupt fehlt und di , Umsatz¬
steuer, die in England fehlt, in Frankreich, Belgien und Ita¬
lien nicht ennähernd in dem in Deutschland erreichten Matze
erhoben wird. Immerhin darf für die einzelnen Verbrauchs¬
steuern gesagt werden, daß Deutschland, soweit es unter den
gegebenen Verhältnissen möglich war , bei säst allen wesent-
lichen Verbrauchsabgaben die Belastung über das Matz hinaus
gesteigert hat . das durch die Anpaffuna an die Geldentwertung
geboten gewesen wäre.

Eingehend beschäftigt fich dann die Denkschrift mit der Or¬
ganisation der Steucrverwaltung in Deufichland , deren Ver¬
einheitlichung den Zweck verfolgte, die Steuerkrafi in allen Tei¬
len des Reiches gleich stark zu erfassen. Die Reichssteuerver¬
waltung ist heute dem Ziel nahe gekommen, die großen lau¬
senden Steuern in regelmäßigem Turnus zu veranlagen . Die
endgültige Veranlagung zur Reichseinkommensteuer für das
Jahr 1920 ist im wesentlichen beendet, die Einziehung der
Steuer wird unmittelbar folgen . Auf Grund der Veranlagung

■ für 1920 werden ohne weiteres die Vorauszahlungen für die
: weiteren Rechnungsjahre eintreten . Dann werden alle Ein -
| kommen, die Lohneinkommen auf dem Wege des Steuerab -
j zuges, die übrigen Einkommen auf dem Wege der vorläufigen

Zahlung , zu laufenden Steuerleistungen aus dem Einkommen
herangczogen. Die Veranlagung für das Jahr 1921 , die als¬
bald beginnt , wird spätestens bis zur Mitte des Jahres 1922
abgeschlossen sein . Von diesen : Zeitpunkt an ist mit einem
regelmäßigen Miaus der 'Veranlagung zu rechnen. Dies gilt
auch für die Umsatzsteuer , die bereits feit einiger Zeit in regel¬
mäßigem Turnus veranlagt und erhoben wird und für die
auch nach dem Entwurf des Jahres 1921 gleichfalls fortlau¬
fende Vorauszahlungen zu bewirken sein werden . Leitender
Gesichtspunkt für die fernere Steuergesetzgebung des Reiches
wird es sein, nur solche Steuergesetze zu schaffen , deren Voll¬
zug zu der im Gesetz sestgelegten Zeit gewährleistet werden
kann . Der Kampf gegen Steuerhinterziehung und Steuer¬
betrug ist unter Berwenduitg aller Hilfsmittel mit Entschie¬
denheit weitergeführt worden . Die Denkschrift erinnert hier
an die finazpolitischen Überwachungsmaßnahmen und an die
Einrichtung der Buch - und Betriebsführung bei der Finanz¬
verwaltung . Trotz der großen Umstellungsschwierigkeiten be¬
ansprucht die Steuerberwaltung nur einen geringen Teil des
Steueraufkommens für sich. Im ganzen sind für die Ber -
waltung der Steuer 3L Prozent .aufzuwenden . Die Zollver¬
waltung beansprucht 5,8 Prozent ihrer Einnahmen für ihren
Bedarf . Selbst bei Berücksichtigung der einmalgien Ausgaben
stellt sich die Belastung für die Steucrverwaltung nur auf
3,7 Prozent , für die Zollverwaltung auf 6,4 Prozent der Ein¬
nahmen , die durchschnittliche Belastungszahl für die gesamte
Finanzverwaltung beträgt 4,4 Prozent .

Die Bestrebungen auf Heranziehung des deutschen Kapitals
auch im Ausland nach Maßgabe seiner Steuerpflicht zur Ab¬
bürdung des Reiches haben früh eingesetzt . Die Brüsseler Fi¬
nanzkonferenz hat ein internationales Übereinkommen für er¬
strebenswert erachtet, das die Zahlung der vollen Steuer von
jedermann gewährleistet und eine Doppelbesteuerung vermei¬
det. In der Richtung dieses Zieles hat die Reichsregierung
bereits seit dem Jahre 1919 gewirkt und im Paragraph 7 der
Reichsabgabenordnung ist hierfür die rechtliche Möglichkeit
geschaffen . Die Reichsregierung ist ferner mit den meisten
Regierungen in Verbindung getreten und hat den Mschluß
von Verträgen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und
zur gegenseitigen Rechtshilfe in Steuersachen auf dem Gebiete
der Veranlagung usw . angestrebt . Ein solcher Vertrag fit
vor kurzem mit der tschechoslowakischen Republik unterzeichnet
worden.

Der Denkschrift ist beigcgeben eine Reihe von Unterlagen .
Die erste zeigt eine Übersicht über das deutsche Steuersystem
in tabellarischer Form .

Die zweite enthält eingehende vergleichende Darstellungen
der Einkommenbesteuerung in Deutschland, Frankreich, Eng¬
land und den Vereinigten Staaten von Amerika.

Die dritte Anlage zeigt eine Zusammensnssung der Einnah¬
men und Ausgaben der Steuer » und Zollverwolbrng nach de«
Haushalt von 1922 .

In der vierten Unterlage find die verschiedenen deutschen
gesetzgeberischen Maßnahme « gegen Steuerflucht und Kapital -
abwanderung zusammengefaßt .

Die letzte Unterlage ist der Entwurf zwischen dem Reich
und anderen Ländern , über Rechtsschutz «nd Rechtshilfe st»
Stenersachen , wie er mit der tschechoslowakischen Republik un¬
terzeichnet worden ist.

(Schluß folgt.)

IPoUtiscbe Neuigkeiten .
Der Lisenbabnerstreik .

• Die RrichSgewerffchaft deutscher Eisenbahnbeamter hat »die
ganze vergangene Nacht beraten und hat gestern früh gegen
8 Uhr mit 20 gegen 15 Stimmen bei einer Stimmenthaltung
beschlössen, in der Nacht vom 1. auf 2. Februar von 12 Uhr
ab in den Streik einzutreten . Auf dies« Nachricht hin tritt fol¬
gende Verordnung des Reichspräsidenten in Kraft :

„Auf Grund des Artikels 48 , Absatz % der Reichsverfassung
verordne ich zur Wiederherstellung der öffentlichen Ordnung
und Sicherheit im Reichsgebiet folgendes :

tz I . Den Beamren der Reichseiseabahn ist ebenso wie alle»
übrigen Beamten nach dem geltenden Beamtenrecht die Ein¬
stellung oder Verweigerung der ihnen obliegenden Arbeit « »
»erholen . Wer einen Beamten der Reichsbahn zu einer hier¬
nach verbotenen Einstellung oder Verweigerung der Arbeit auf-
svrdert, oder anreizt , wird mit Gefängnis «nd mit Geldstrafen
bis z« 50000 Mark, oder mit einer dieser Strafen bestraft .
Ebenso wird bestraft , wer zur Durchführung einer verbotenen
Arbeitsniederlegung oder Verweigerung der Arbeit an Zug¬
kräften , Fahrzeugen , Maschinen, Vorräten oder sonstigen An-
lagen oder Einrichtungen Handlungen vornimmt , durch die die
ordnungsgemäße Forfietzung des Betriebes der Reichsbahnen
unmöglich gemacht, oder erschwert wird.

8 2 . Wjird durch eine unzulässige Einstellung oder Ver¬
weigerung der Arbeit der Betrieb der Reichsbahn ganz oder
teilweise ftillgelegt oder erschwert , so ist der Reichsverkehrs»
minister berechtigt, Rotarbciten und Rotversorgungen zu
sichern , ebenso alle Maßnahmen , die zur Weiterführung des
Verkehrs geeignet sind .

§ 3. Beamte wie Angestellte oder Arbeiter , die in Betrieben
der Reichsbahn die Arbeit weiterführen , oder notwendige Ar.
beiten oder Arbeiten zur Sicherung der notwendigen Versor¬
gung leisten, dürfen wegen dieser Arbeiten in keiner Weise
wirtschaftlich benachteiligt werden. Wer zu einer solchen Be¬
nachteiligung auffordert und aareizt , wirb mit GefängniSe
strafen und Geldstrafen bis zu 50 000 Mark oder mit einetz
dieser Strafen bestraft.

8 4. Diese Verordnung tritt am 1 . Februar 1922 in Shxtf ' »
Bjerlin, 1 . Februar .

Der Reichspräsident Ebert ,
Reichskanzler Dr . Wirth .

Der Reichsverkehrsminister geg. Groener .

Der Hnuptvorstand der Gewerkschaft Deutscher Eisenbahn «
und Staatsbedirnsteter hat eine Entschließung angenommen , i«
der es heißt :

Die Reichsgewerkschaft hat den Eisenbahiibeamtenstreik pro¬
klamiert . Sie hat es vermieden, sich mit den übrigen große«!
Organisationen der Eisenbahner in Verbindung zu setzen und
dadurch auf eine Einheitsfront verzichtet. Damit ist diesen
Bewegung von vornherein jede Möglichkeit eines durchschlagen*
den Erfolges genommen , umsomehr, als große Gruppen der
Reicktsgewerkschaft> öffentlich gegen den Streik Stellung nah¬
men und das Borgehen der Reichsgewerffchast als „Narren ^
Politik " bezeichneten. Der Streikbeschluß läßt die erforderlich«
Zweidrittelmehrheit vermissen. Die Gewerkschaft Deutsch« ;
Eisenbahner und Staatsbediensteter Hai gemeinsam mit ihrer
Spitzenorganisaiion , dem Gesamtverband Deuffcher Beamte «,
und Stüatsangestellten , erneut sofort Verhandlungen mit der
Regierung angeknüpft . Diese Verhandlungen find heute zq
einem vorläufigen Abschluß gekommen . Ihre Ergebnisse be-

Mackttänze und zfilmtänze .
Bemerkungen zu dem Berliner Sensationsprozeß

Celly de Rheydt.
Von Dr . Friedrich Möhl (München ) .

Ein tiefer Aphorismus sagt : Die Sinnlichkeit ist nur dann
gefährlich, wenn sie mit dem Geist verwechselt sein will .

Gegen den Geist der staats - und völkererhaltenden Sittlich¬
keit kann aus zweierlei Weise gesündigt werden : Man kann die
häßliche und gemeine Sinnlichkeit hervorkehren und zur Schau
stellen und behaupten , dos führe unseren Geist nach der ent¬
gegengesetzten Richtung in das Reich des Schönen und Guten .
Dabei kommt es vor, daß, wie z . B . manche Werke Frank
Wedekinds beweisen, das Wort Zarathustras zutrisst : „nicht
Wenige , die ihren Teufel ausireiben wollten , fuhren dabei sel¬
ber in die Säue "

. . . Oder man kann das Schöne und Schönste,
auch den unverhüllien Körper eines schönen Weibes , wie Per¬
len vor die Säue werfen , und behaupten , man wolle diesen den
Geist der Schönheit näher bringen . Auch in diesem Falle
foirant es vor , daß die Schönen selber in die Säue fahren . . .

Das ist bei den Ballett -Aufführungen der „ Schönheiistänze .
rin " Celly de Rheydt geschehen, die nach einer Verhand¬
lung, die eine ganze Woche dauerte , vom Landgericht Berlin
mit ihrem Gatten und zwei weiteren beteiligten Geschäfts¬
leuten wegen Erregung öffentlichen Ärgernisses zu empfind¬
lichen Geldstrafen verurteilt worden sind .

Ein ähnlicher Prozeß Hai im Jahre 1912 in München gro-
ßes Auffehen erregt . Damals hatte die Tänzerin Villany
im Münchener Lustspielhaus vor einem geladenen Publikum
mit unverhülltem Körper getanzt . Die bedeutendsten Künstler
Hugo von Habermann , Adolf von Hildebrand , Fritz
August von Kaulbach , Albert von Keller , Ernst Lre -
bermann traten für die Tänzerin ein und der angesehenste
Münchener Dramatiker und Romanschristsieller Dr . Max
Halbe , ber damals ein Mitglied des amtlichen Zensurbeirates
war , schrieb einen offenen Brief in dem eS hieß : „Ihre Tänze ,
und zwar sowohl die in Schleiern und Gewändern , wie auch
vornehmlich gerade die , in denen sie frei von jeder Hülle er¬
schien, wirkten fernab jeder glatten Lüsternheit , wie das Bild,
als Anschauung, kurz, als Kunst ohne Beteiligung des sexu¬
ellen Wille»S. . . Ich glaube , daß jeder, der der Vorstellung
mit reinen Augen und Sinnen , ohne die Absicht schweinischer

Schnüffelei beiwohnte, das Theater mit dem Gefühl der Er -
hebuiig vor dem göttlichsten der Schöpfevwerke, vor der 'Schön¬
heit des Menschenleibes, und mit Dank vor dessen Schöpfer
verlassen hat . " Das Gericht konstruierte damals auch nur ein
Vergehen gegen die Gewerbeordnung und verurteilte die Tän¬
zerin und ihren Impresario zu einer geringfügigen Geldstrafe .

Goethe hat den Triumph der Kunst darin erblickt , „ die ge¬
meine Sinnlichkeit in eine höhere zu verioandeln , so daß von
jener kaum eine Spur mehr zu finden ist ."

Die griechische Philosophie hat auf ihrem Höhe¬
punkte das Schöne mit dem Guten zu einem Begriffe ver¬
schmolzen . „Kalos Kagathos "

, der schongute Mensch , fit das
Ideal des Hellenentums , und Aristotoles hat in seiner dück -
seligkeitslehre nicht den Verzicht auf jede Lust, sondern das
Streben nach einer Lust, die mit der Freude am Schönen zu-
sammenfällt , als das sittlich Wertvollste Eingestellt.

Um die Reihe einleuchtender Zitate zu schließen , sei noch
Ploiinus , der große glexandrinische Denker angeführt ,
der auch auf die Äschetik unseres Goethe und Schiller von gro¬
ßem Einfluß war . Er erklärte , daß es im Wesen der Schön-
heit liege, fich Mitteilen zu wölben , sich schenken zu müssen.

Betrachten wir also von einer höheren ethischen und
ästhetischen Warte aus den Tanz eines unbekleideten
Weibes, d . h . einen Tanz , der edle Kunst ist und edelste Kunst
sein kann, wie die Kult - Tänze seit altersgrauer Zeit be¬
weisen, so können wir nicht leugnen , daß die Nacktheit an sich
wie überhaupt in Kunst und Leben keine Sünde ist und auch
kein Verbrechen sein und werden kann, wenn sie in dem rei¬
nen und edlen Rahmen zur Schau gestellt wird , der ihr zu¬
kommt. Eva war erst dann der Hülle bedürftig , nachdem sie
der Schlange Gehör geschenkt, die auf dem Bauche kriecht und
Staub frißt .

Grundverschieden von dieser Wertung edler und reiner
Nacktheit in Natur und Kunst muß unser Urteil lauten , wenn
Frauen und Mädchen sich, wie im Falle Celly de Rheydt, zu
einem Ballett zusammenfinden , das ganz oder teilweise un¬
bekleidet in großstädtischen Amüsierlokalen, Kabaretts und
Weinkneipen tanzt oder ihren Tanz im Film aufnehmen und
diesen Film zu geschäftlichen Zwecken weitervertreiben läßt .

Der Staatsanwalt hat in seiner Begründung der Anklage
hervorgehoben, daß nach der ständige» Rechtssprechung des
Reichsgericht ein nackter Körver an sich nirmal »

unzüchtig sein kann, daß aber das öffentliche Zur «
s cha u st e l l e n eines nackten Körpers u n z ü ch t i g sei «
kann , wenn besondere Umstände dazuireten , die da»
natürliche Empfinden , die Freude am Reinen Schönen , di«
Freude an der Kunst wesentlich zurückdrängen. Mit de«
schnodderigsten Bemerkungen wurden die Tänze des Ballett »
Rheydt von den Conferenzier in den Tingel -Tangellokalea
angekündigt. Das bekannte Publikum solcher Lokale sucht und
findet hier in Sektlaune und Zigarettenqualm alles eher, den«
Kunstgenüsse. Und das Ballett Rheydt war auch gar nicht im¬
stande — bekleidet oder unbekleidet —, wirkliche Tanz - Kunst
zu bieten . Es zeigte Tanzvorstellungen , die mit ungenügen¬
der körperlicher und tänzerischer Vorbildung nach Program¬
men aufgeführt wurden , die nur äußerlich in höchst unvollkom¬
mene stilistische oder mimodramatische Formen gefaßt waren .
Ein Mimodrama „Die Nonne" war außerdem so geschmacklos
und fiech , ein religiöses Motiv mit unkünstlerischen Nacktdar¬
stellungen zu verquicken .

Der Hauptzeuge der Anklage, Pastor Hoppe , der seiner¬
zeit durch eine Anzeige das Verfahren in Fluß gebracht hatte »
behauptete mit Recht , daß er die Partei der anständigen Men¬
schen vertrete , wenn er sich gegen diese Darstellung auflehne ,
„Der Frauenkörper "

, betont der Zeuge , ist an fich nicht un *
sittlich . Was Gott gesckiafsen hat, ist nicht imzüchtiql " Aber
es komme darauf an , ob die Nacktheit vor einem alkoholische «
Kabaretipublikum recht zweifelhafter Art zu Vorführunge »
mißbraucht werden dürfe , welche die Mehrheit des deutsche «
Volkes mit Entjchiedenheit ablehnt . Pastor Hoppe wies audfl
darauf hin, daß durch solche Veranstaltungen im Ausland die
Meinung entstehe, die ein Franzose mit dem gehässigen War»
ansgedrückt hat : „Das deutsche Volk ist ein Sterbender , detz
fich im Kote wälzt ".

Der Prozeß hatte also sicher das Gute , daß er das In - und
Ausland darüber aufklärt , daß solche vereinzelte Auswüchs«
der „Nacktkultur" von der überwältigenden Mehrheit , von der
großen Partei der anständischen Menschen in Deutschland,
scharf verurteilt werden. Die enfichiedene Abwehr, die solch«
Mißbräuche bei uns oben und unten finden , bestätigt , daß e»
in der Tai eine ganz unbegründete Übertreibung wäre , au »,
einzelnen ungehörigen Nacktdarstellungen auf einen sittliche «
Tiefftand in Deutschland schließen zu wollen. Solche Aus -



* d >cii sich in der Hauptfach« «ref • * Lberteuernngstz«»»^ «Mt .
Beamten und Arbeiter, deren schnellste Abzahlung gesichert
iit aus sofortige Gewährung der Rangierzulage , sofortige AuS- .
»ablung restlicher diätarischer Bezüge usw. Angesichts der ge»
Acnniärtigen ernsten Lage lehnt der große Borstand der G«-
Merkschaft Deutscher Eisenbahner und .Staatsbediensteter He»
Eisenbahnerstreik ab , viclmehr hat jedes Mitglied der Gewerk»
^ l,aft Deutscher Eisenbahner nach wie vor seinen Dienst au»>
gnüben. Wer dabei seinen streikenden Kollegen nicht in den
chücken fallen will , möge bedenken, daß daS Fahre » lebenknot-
gvrndiger Züge keine Streikarbeit ist . Der Transport der Le¬
bensmittel , Mich und Kohlen, mutz ebenso wie ein notdürfti¬
ger Berufsverkehr gesichert werden. Der große Vorstand der.
Getverkschaft Deutscher Eisenbahner und Staatsbediensteter be-
«nitragt den geschäftsführenden Vorstand der Gewerkschaft
« ngesichtS der allgemeinen^ Notlage und der Strömungen , die
di« Gefahr einer Entrechtung der Eisenbahner im Gefolge
habe», für eine Beseitigung des Notstandes energisch zu wirken
und die Rechte der Beamten und Arbeiter zu wahrem

Ter Borstandserklärung haben sich die Deutschen VerkchrK-
(beamten-Gewerkschaften und der Verband Deutscher Eisen¬
bahn-Bahn ineister angeschlossen .

*

Wre das Reichsverkehrsministerium mitieilt , hat das sat»
zungswidrige Borgehen der Reichsgewerkschaft , wie bisher be¬
kannt geworden ist, die Stellung der Reichsgewerkschafter er»
fchiittert und es ist fraglich, inwieweit der Streikproklamation
Folge geleistet wird . Die Reichsbahn hat alle Maßnahmen ge¬
soffen . um den lebenswichtigen Berkehr durchzusühren. Be-
sonders wird auf die Beförderung von Lebensmitteln , Kohle«
und Zeitungsdruckpapier Rücksicht genommen werden!.

In Ausführung der Verordnung des Reichspräsidenten, die
die Arbeitsniederlegung der Eisenbahnbeamten für verboten
«r . lärt ! und die Aufforderung zum Streik unter Strafe stellt,
hat der Berliner Polizeipräsident folgende Maßnahmen ange¬
ordnet :

Alle zur Durchführung des Streiks bestimmten Gelder sind
■jjn beschlagnahmen . Die Drucklegung von Aufrufen , die die
Aufforderung zum Streik enthalten , ist zu verhindern und
Ausrufe zum Streik zu beschlagnahmen. Personen , die zum
Streik auffordern , werden sich nach 8 316 Sr .G.B. strafbar
machen und sind festzunehmen. (Der 8 316 bedroht mit schwe-
*cn Gefängnis - und Geldstrafen di« zur Leitung der Eise>»-
bahnfährten und zur Aufsicht über die Bahn - und Besörde-
rungsbetriebe angestellten Personen , wenn sie durch! Vernach¬
lässigung der ihnen obliegenden Pflichten einen Transport ! in
Gefahr dringen.)

Der Präsident der Eisenbahndirektion München erläßt an
hie Eisenbahner einen Aufruf , in dem er sie warnt , sich in
«men Streik Hineintreiben zu lassen . Gegen den Streik .wird
mit unnachfichtlicher Strenge vorgegangen . Arbeitende werden
mit allen Mitteln geschützt werden .

»
(über die Lage in Baden vergl . die Mitteilung unter «ffl» ’

hische Übersicht!.)

Deutscher Reichstag .
Der Reichstag überwies gestern zunächst das Schutzgesetz für

hie Pofener Landschaft und die Änderung der Gebührenord¬
nung für Zeugen und Sachverständige debattclos dem Aus¬
schuß und nahm dann nach kurzer Aussprache, an der sich die
Abgg. Giebel (Sz . ) , Lambach (D . R . V -) und Aushäuser (USP . )
sowie Ministerialdirektor Dr . Ritter beteiligten , das Gesetz über
die Entsendung von Betriebsratsmitgliedern in den Aufsichts»
rat , in 2. und 3, Lesung gegen die Stimmen der Unabhängige »
und Kommunisten an. Es folgte die Beendigung der ersten
Lesung des Etats , bei der die Abgg. Dr . Geher (Komm.) und-
Fröhlich (Komm. ) das Wort nahmen . Dienstag , 7 . Februar ,
Reichsmietegesetz .

Die Politik der englischen Arbeiterpartei .
Ter englische Arbeiterführer Henderson hielt in Mancheft«

eine Rede, die als die offizielle Antwort der Arbeiterpartei auf
die kürzlich von Lloyd George, Churchill, Äsquith und Chaun -
herlain gehaltenen Reden angesehen wird . Henderson sagte,
er sei trotz der amtlichen Widersprüche der Meinung , daß die
Koalition schnell ihrem Ende entgegengehe.

schreitungen sind auch keine Eigentümlichkeit der Stadt im
Gegensatz zum Land. Bevölkerungsstatistiker , Landpfarrer
und Landärzte bestreiten einen Vorzug der Sittlichkeit auf dem-
Lande. Die Kleidung eines Menschen kann an sich kein Matz¬
stab für den Grad seiner Sittlichkeit sein.

Kennzeichnend für unsere Zeit ist es, daß das NacktdarstrÜ -
lungsgeschäft der Celly de Rheydt sofort mit Hilfe der Film¬
industrie . mit sogenannten Heimfilm - Apparaten ,
ausgedehnt worden ist. Man hat die kitschigen Nackttänze rm
Film ausgenommen und diese Filme weiterverkauft . Über den
Tanz im Film wäre grundsätzlich zu bemerken, daß eS bisher
auch dem geschicktesten Regisseur noch kaum gelungen ist , den
Rhythmus der Tanzbewegungen auf eine Weis«
in den Film zu übertragen , daß unser gymnastisch und
musikalisch -rhythmisches Empfinden , sozusagen unser rhyth¬
misches Schamgefühl, nicht gröblich dadurch verletzt Word«
wäre , mögen nun die Tänzerinnen mehr oder weniger bekkei»
det gewesen sein . Am übelsten wirken solche Tänze , wenn , dev
Kinokapellmeister versucht , die begleitende Musik nach den cfttf
der Leinwand projizierten Rhythmen zu taktieren ; denn öaö
glückt in den seltensten Fällen und außerdem ist der imvere
Rhythmus der Musik grundverschieden von dem bärgesteklten
Filmtanz . Aber auch bei einer Begleitmusik, die nur die
Stimmung des Tanzbildes klanglich markiert und auf da»
Zusammentreffen des Taktes weislich verzichtet, spiegelt « S »
ein nach musikalischen Rhythmen aufgenommener Tanz mr
Film immer nur körperliche Bewegungen wieder, die mit im
Schwingungen und Wellen unserer rhythmischen Vorstellung
nicht übereinstimmen und uns daher verstimmen . Vielleicht:
wäre die Aufgabe dadurch zu lösen, wenn Filmtänze nach de«
Grundsätzen der Schule Rudolf von Labans ganz auf den
Körperrhythmus , auf die Bewegungskunst des Körper» ahn»
musikalische Grundlage und Anregung eingestellt würden . Der
deutsche Film hat fich übrigens bis heute von allen Ausschrei¬
tungen der „Nacktkultur" ferngehalten . Gegen die Darstellung
schöner unverhüllter Körper im Film , etwa nach altgriechische«
Vorbildern , hätte aber auch wohl die Zensur nichts einzu-
toenben, wenn sie in einer würdigen und wertvollen Handlung
zur Schau gestellt würden . Um so entschiedener muß ans der
Bühne wie im Film jeder Versuch bekämpft werden, die Nackt¬
heit und Schönheit des menschlichen Körpers zur groben sinn¬
lichen Erregung zu mißbrauchen , und aus diesem Mißbrauch
«in gewinnbringendes Geschäft zu machen. Das hieße mit dem
„Ebenbild Gottes" Schacher und Schindluder treiben . Dies«.
„Schönheits" -Händler müssen ausgetrieben werden aus dem
Tempel der Kunst.

Über die Frage der nusiuärtigen Politik sagte « V • »* Anbei-
terpartei trete Oman so für die Kim seren» von Genna ein,
wie sie für die von Washington eingetreten sei . Wenn di«
Regierungen de» Tatsache» ins Auge blicken, und nicht! mit
ähnlichen Idee » nach Genua gehen würde« , wie fie seinerzeit
in Versailles triumphiert hätten , so würde die Konferenz vo«
Genua für die wirtschaftlich « WsederanfrichtuTty Europa ? sehr

, verheißungsvoll fein. ;
. Zur Frag « de » englisch-sranzöstschen Paktes sagte Henderson,
Frankreich wolle mit Großbritannien ein Bündnisvertrag ab-
schließen » der ihn militärische Unterstiitzung im Falle eines
nnhtprovozierten deutschen Angriffes sichere. Die Arbeiter¬
partei könne diesem Pakt nicht znstimlmen , denn ein solcher
Pakt würde möchicherweise andere Völker in (einen Krieg hin¬
einziehen, der die Folge einer Politik Frankreichs sein könne ,
auf die Großbritannien keinen Einfluß auSüben könne. Außer¬
dem feien England und Frankreich Mitglied des Völkerbundes.
Die militärische» Bündnisse seien mit den Grundsätzen deS
Bundes unvereinbar . Heutzutage zeige fich die Neigung , zu
den Argumente « der alten Politik bezüglich des europäischen
Gleichgewichts zurückzukehren . Auf diesem Wege werde man
nicht zum Fried«» gelangen.

Hierauf kritisierte der Redner die Koalitionsregierung , de¬
ren Ideen , wie « sagte, fich alle paar Wochen änderten . DaS
Programm der Arbeiterpartei bezüglich der auswärtigen Po¬
litik sei : Internationaler Friede , Stabilisierung der wirtschaft¬
lichen und politischen Verhältnisse Europas und die Wieder¬
herstellung vertr «uensvoller und freundschaftlicher Beziehungen
zwischen den Nationen .

Die Arbeiterpartei wolle «inen Völkerbund, in dem alle Ra¬
tionen vertreten seien. Sie wolle eine fortschreitende radikale
Herabsetzung der Rüstungen ; ebenso sei sie für ein Verbot der
Ausfuhr von Kriegsmaterial durch Privatfirmen . Sie sei
gegen Geheimvecträge, lehne den wirtsch . Boykott ab u . verlange
die Unabhängigkeit für Ägypten und autonome Regierung für
Indien . Rach Ansicht der Arbeiterpartei machten die Metho¬
den des Obersten Rates die Herstellung des internationalen
Vertrauens unmöglich. Die Schwierigkeiten, unter denen
England leide , seien eine Folge des Friedensvcrtrages . Die
Arbeiterpartei taolle eine internationale Politik , die vollkom¬
men! auf Gerechtigkeit, Zusamlmenarbeit und gegenseitiges
Wohlwollen begründet sei . Eine Arbeiterregierung würde nie¬
mals dulden, daß sozusagen Tausende von Menschen durch
eine verhängnisvolle internationale Politik ausgehungert wür¬
den . Hierauf ging der Redner auf das Programm der Arbei¬
terpartei bezüglich der inneven Politik ein.

französische Warnung an frankreich .
t
Der französische Naliionalökonom Charles Gide äußerte sich

einem Vertreter des „Homme Libre" über die Pläne für den
wirtschaftlichen Wiederaufbau Europas . Gide , der sich als
Anhänger des Wiederausbaugcdankens erklärte , stellte den
psychologischen Faktor in den Vordergrund . Vor allem bedürfe
es der Wiederherstellung des wahren Friedens . Wenn Frank¬
reich weiter den Abhang seiner JsolierungSPolitik hinähgleite ,
werde es bald « in den Nutzen der Politik kommen, die ihm
vor dem Krieg und während deS Krieges eine einzigartige
Stellung in der Welt verschaffte . Es sei ein Wahnsinn , zu
glauben , daß da» militärische Übergewicht und die Allianz mit
kleinen Rationen wie Belgien und Polen ihm den Sieg über
die wachsende Feindseligkeit der anderen Völker bringen könnte.
Deutschland werde in denr im Wiederaufbau begriffenen Euro¬
pa mit seiner ganzen Tatkraft zu dem gemeinsamen Werk .bei.
tragen , wenn es vernünftig behandelt werde. Das liege in
seinem eigenen Interesse . Gewiß müsse es Ordrmng in seine
Finanzen bringen . Seine Stenern könnten verdoppelt werden ,
aber cs sei nicht einzusehen, warum ilnu bestimmte Zahlungs¬
erlrichterungen »erweigert werden sollten Insbesondere
müsse das System der Sachlieferungen ausgebaut werden . Nur
fo seien in absehbarer Zeit greifbar« Ergebnisse zu erzielen

Ikurze polit. Nacbricbten.
* Die Sowjettvahlen . Nach einem Telegramm aus Moskau

hatte die Wahl für die russische Sowjet folgendes Ergebnis :
<96 Kommunisten, 46 Unabhängige und 1 Menschewik .

Badische Wlebersicht.
Ladiscber Landtag .

Der Stnaisvoranschlag für 1922 und 1923
ist gestern dein Landtag zugegangen . Er enthält die folgen¬
den Hauptabteilungen : 1 . Landtag , 2. Staatsininisterium ,
3. Finanzministerium , 4. Ministerium des Jnitern , 5 . Justiz¬
ministerium , 6. Ministerum des Kultus und Unterrichts ,
7. Ministerium für soziale Fürsorge (Arbeitsministerium ) ,
8. Oberrechnungskammer .

Nach den Neuwahlen war eine andere Einteilung der Be¬
richterstattung im Haushaltsausschuß und im Plenum über
die einzelnen Abteilungen notwendig, da hierfür jetzt 8 Par¬
teien (gegen früher 4) in Frage kouimen. Infolgedessen hat
der Haushaltsausschutz am vorigen Freitag in einer kurzen
Sitzung die Hauptabteilungen wie folgt zur Berichterstattung
auSgegeben:

Landtag : Lundkmnd ; Staatsmiuifterium , FinanMnini -
sterium und Ministerium des Innern : Zentrum ; Justizmini¬
sterium und Ministerium des Kultus und Unterrichts : Sozial¬
demokratie; Arbeitsministerium : Demokratie ; Oberdirektion
für Wasser- und Straßenbau : Deutfchnationale Bolkspartei ;
Eisenbähnschuldentilgungskasse: Deutsche Bolkspartei ; Ober¬
rechnungskammer : Unabhängige sozialdemokratische Partei
und Kommunisten.

Die nächste Sitzung des Haushaltsausschusses , in welcher
die Beratung Bes Staatsvoranschlages beginnt , findet am
Dienstag , 7 . Februar , statt .

Zur Streikbewegung der Lisenbabner .
Von zuständiger Stelle wird mitgeteilt .
Dank der E »sicht des Eflenbahnpersonals in Baden ist der

Streik im Eiftnbahngeneraldirektionsbezirk Karlsruhe nicht
«uSgrbrochen. Ebenso wird in Württemberg «ad Bayern nach
uns gewordene» Mitteilungen nicht gestreikt. Dagegen stckl
im unbesetzten Gebiet des Eisenbahndirektionsbezirks Mainz
teilweise gestreikt werden. Ebenso s»ll im Direktionsbezirk
Frankfurt a. TU sowie in einigen « iMichen Bezirke» teilweise
gestreikt werde».

Noch neu« »» « Avilung ist der PersoneWrrkrh « außer ft»
Bezirk der Direktton Frankfurt a . M . auch auf den Strecken
Mannheim und Hridelbrr »—Darmstadl eingestellt.

Aus der Strecke Mannheim —Mainz über Ludusigshaf«»
verkehren die Züge planmäßig wie i« gesamte» besetzten Ge¬
biet. Auf der Strecke Mannheim —Mainz über Lampertheim
ist die Verbindung unsicher . Auch in den rheinischen Bezir¬
ken Essen und Elberfeld ist der Personenverkehr eingestellt.
Über WürKurg ist er bis Meiningen offen, desgleichen im
übrigen Bayern und Württemberg .

Die Schnellzüge werde«, soweft sie v«» Rorde» ausfallend a»
unsere« übergangsstatioorn gefahren ; ausgefallen ist nur Zug
282 (Mannheim ab 1,48 Vorm ., Basel an 6,48 Vorm. ) . Aus¬
fallen wird heute noch v 76 (Mannheim ab 11,66 Vorm ., Ba¬
sel an 4,46 Nachm . ) ung D 75 (Basel ab 2,50 Rachm ^ Mann ,
heim an 7,4Z Nachm . ) . Auf der Strecke Basel—Karlsruhe er¬
hält O 1 (Basel ab 3,25 Nachm . , Karlsruhe an 6,42 Nachm .)
die Verkehrszeiten und Halte des ausfallenden v 76 .

Die Züge der Ost -Westrichtung und umgekehrt verkehren
in Süddeutschland planmäßig .

von der technischen Motbilke .
DZ . Die Landesbezirksleitung der Technische« Nothilfe für

Baden und Württemberg hakte auf Mittwoch die interessierten
Kreise zu einer Versammlung im Sitzungssaale der ehemalig
gen Ersteir Kammer in Stuttgart einberufen. Der Landesbe¬
zirksleiter gab einen Überblick über die Entwicklung der Tech¬
nischen Rothilse , erläuterte das Programm und stellte fest, daß
dieses Programm vom ersten Beginn der Organisation ab sich
habe folgerichtig durchführen lassen . Nachdem er den Begriff
Notstandsarbeiten besprochen und sich scharf gegen den von ra .
dikaler Seite erhobenen Vorwurf der Streikbrecheiarbeit durch
die Nothilfe gewendet hatte , berichtete er von zahlreichen Bei-
spielen über die Einsätze der Technischen Nothilfe im vergange¬
nen Jahre und erwähnte die inzwischen zahlreich entstandenen
Nothilfeorganisationen des Auslands . Der Vertreter der Freien
Gewerkschaften verlas im Aufträge seiner Organisation eine
Entschließung , wonach die Freien Gewerkschaften die Technische
Nothtlfe als eine arbeiterfeindliche Streikbrecherorgilmisation
cmsehen , zumal die Arbeiterschaft salbst in der Lage sei, Not-
stanLSarbeiten zu verrichten. Der LandesbeziiWeiter erwi-
derte , daß letzteres das höchste erstrebenswerte Ziel fei, daß
aber die Disziplin innerhalb der Gewerkschaften noch nicht so
weit gediehen wäre , daß die Allgemeinheit sich ans diese Ver¬
sprechung einlaffen könne .

Entscheidungen des badischen ver -
waltungsgerichtsbokes .

2 . Ersatzzustellung an eine» Hausgenossen im Full stnnlvs«?
Trunkenheit des Adressaten.

Der Zuftellungsbcamte hat die bezirksrätliche Enscheidung
an die Ehefrau H . zugestellt und die Ersatzzustellung mit denr
Vermerk begründet : „Da H . derart betrunken war , daß ein«
Zustellung an ihn sekbst unmöglich war . Seine Unzurech, ,
nungsfähigkeit war bei der Zustellung vollständig ." Darüber ,
wie der Zustellungsbeamte im Falle sinnloser Trunkenheit
des Adressaten zu verfahren hat, enthält die bad. VlO. vom
22. September 1884 über die Zustellungen im verwaltungs »
gerichtlichen Verfahren ebensowenig eine ausdrückliche Vor¬
schrift wie die ZPO . 8 11 Ms . 1 dieser ZustellungsVO . be¬
sagt aber (wörtlich übereinstimmend mit 8 181 Abs. 1 ZPO .) :
„Wird die Person , welcher zugestellt werden soll, in ihrer
Wohnung nicht angetroffen , so kann die Zustellung in der
Wohnung an einen zu der Familie gehörenden erwachsenen
iHausgenoffen oder an eine in der Familie dienende erwach¬
sene Person erfolgen .

" Diese Besttrnmung wird in der Rechts¬
lehre und Rechtsprechung zu 8 181 ZPO . sinngemäß dahin
ausgelegt , daß nicht nur derjenige - „ nicht angetroffen " wird,
welcher von der Wohnung abwesend ist, sondern auch , wer
sich zwar darin aufhält , aber dem Zustellungsbeamten nicht zu¬
gänglich oder sonst am Empfang des zuzustellen: m Schriftstücks
tatsächlich behindert ist ; als Beispiele werden Gefangenschaft
und Krankheit angeführt . Der Fall sinnloser Trunkenheit
ist offenbar auch hierher zu zählen, da dieser Zustand de«
Kläger für den Empfang einer Urkunde geistig unzugänglich
machte. Der Zustellungsbeamte hat also die Zustellung mit
Recht an die Ehefrau des Klägers bewirkt, die Hausgenossi»
desselben ist. (Urteil vom 28 . Juni 1921 Nr. 2731 .)

Ikurze Nachrichten aüs Waden.
* Nr . 8 des Badischen Gesetz- und Berordnungsblattes hat

folgenden Inhalt : Bekanntmachungen und Verordnungen : des
Staatsministeriums : die badische Gemeindeordnung ; Änderung
der Gerichtsvvllzieherordnung ; die Einrichtung der Höheren
Lehranstalten ; des Ministeriums des Innern : Verbot der Ver¬
arbeitung von Zucker und Sirup zu Branntwein ; über die
.Besoidung der Gemeinde- und Körperschaftsbeamten; des Ju -
sttzministeriums : die Kosten her Untersuchungshaft und deS
Vollzugs der Freiheitsstrafen .

Betkehrssperren.
Von der Anrmhmesperre nach Sachsen , westlich der Lini«

Kamenz —ßlrnSdors—Pirna —Tetschen , werden, ausgenommen
Epreßgut , Eilstückgut, Eilgutladungen sowie Lebensmittel . —
Gesamtverkehr nach allen Bahnhöfen in Leipzig ist frei.

DZ . Mannheim , 1 . Febr . Geheimrat Heinrich Vögele , der
langjährige ftühere Inhaber der Firma Joseph Vögele, ist
gestern 70 Jahre alt geworden. Die Technische Hochschule
Karlsruhe hat ihn anläßlich seines Geburtstages , in Aner¬
kennung seiner hervorragenden Verdienste um die Förderung
des Eisenbahnoberbaues , zum Ehrenbürger der Hochschule er¬
nannt .

DZ . Heidelberg, 1 . Febr . Infolge der geringen Anlieferung
von Kohlen ist die Brennstvfsversvrgun, hier in ein krittjcheS
Stadium eingetreten . Die Rattonierungsvorschriften sollen
mit aller Schärfe durchgeführt werden. Holz wird nur noch
gegen Marken abgegeben.

DZ . Schwetzingen, 1. Febr . Die im Juni vergangenen Jah¬
res hier neugegründete „Schwetzinger BvllSzeitun, " hat mit
dem gestrigen Dag ihr Erscheinen eingestellt.

TXZ. Rastatt , 1. Febr . Die Wahlen zur Aageftelltenversiche-
ruug hatten folgendes Ergebnis : Die Liste A des Gefanrtder-
bandes deutscher Angestellten-Gewerkschaften erhielt in
Rastatt 107, Gernsbach 46, Gaggenau 73, zusammen 226
Sttmmen . Die Liste 8 des AfobundeS in Rastatt 108, Gerns¬
bach 56, Gagggenau 147, zusammen 310 Stimmen , die Liste C
Gewerkschaftsbund der Angestellten in RästM 59, in Gaggena »
63, zusammen 104 . Ungültig waren je eine Stimme . Aus die
Lifte A entfallen 3 Sitze, die Liste 8 3, die List« C 1 Sitz.



Nus der LrmdesbrmptstLbt.
Pressefest 1922 .

Einer Fahrt nach dem Orient stellen sich heute für den Mit -
teleuropäer ungewöhriliche Schwierigkeiten entgegen . Denen ,
die nicht die Möglichkeit haben, ihre Sehnsucht nach dem Laude
»er Märchen aus Tausend und einer Nacht durch eine Reise
dorthin zu befriedigen, wird das am Samstag abend in den
Sälen der Festhalle stattfinöende Pressefest „Eine Nacht am
Bosporus " des Vereins Karlsruher Presse , willkommene Ge.
legenheit bieten, auf den Schwingen der Phantasie in das
Morgenland zu fliegen . Von sachkundiger Hand ist dort ein
Ausschnitt aus dem ottomatiischen Reich hervorgezaubert wor¬
den, der u . a. belebt sein wird von dem Sultan mit den Aus¬
erlesenen seines Landes und nicht zuletzt durch schöne Frauen .
Feierlich wird der türkische Herrscher mit großem Gefolge sei-
nen Einzug halten und die Darbietungen seiner Getreuen
entgegennehmen . Anmutige Tänzerinnen werden nach prik»
kelnden Melodien ihre Kunst zeigen, u. a. wird ein Orientali¬
scher Rosentanz , der auf dem europäischen Festland noch nicht
§ur Aufführung gelangte, an diesem Abend die Augen ergötzen .
Das Ballettkorps des Badischen Landestheaters mit seiner
Tanzmeijrerin Fräulein Fanny Bourgea « an der Spitze, hat

S
ich freundlichst in den Dienst der Sache gestellt. Durch Funk-
pruch von einem Ozeandampfer erfahren wir soeben , daß

außerdem die bekannte Tänzerin Jsadora Duncan , die sich auf
der Fahrt von Amerika nach Europa befindet, allerdings erst
in vorgerückter Stunde in Karlsruhe eintreffen und einen
Spezialtanz zum Besten geben wird. Mit all dem ist das Pro¬
gramm , das am Festabend am Eingang käuflich zu haben ist
und an sich schon eine Sehenswürdigkeit darstellt , aber noch
bei weitem nicht erschöpft . U. a . werden auch noch morgen¬
ländische Gaukler die Zuschauer in ihren Bann ziehen. In der
HaremSdiele, sowie in der Opiumhöhle im kleinen Saal , wer¬
den tiefste Geheimnisse entschleiert werden. Wem es an Mut
gebricht , in diese Gemächer einzudringen , dem ist zu empfehlen,
zuvor am Sektbuffet eine Stärkung vorzunehmen .

Zur Bequemlichkeit der Besucher wird die Straßenbahn nach
der Veranstaltung um 2.15 und 3 Uhr Wagen nach allen Rich¬
tungen laufen lassen . Die 'Fahrpreise betragen 3 Mark inner -
halb der Stadt , 6 Mark nach Durlach . Sämtliche Eintrittskar¬
te« sind vergriffen.

In der '
Festhalle werden preiswerte Einheitsessen von 20

Mark und darunter zu haben sein. Die Tische neben dem Po¬
dium an den Eingängen zum Biertunnel sind frei . Weiter
stehen ohne Mietgeld die sämtlichen Tische auf der oberen Ga¬
lerie, die Glashalle , das neue Weinzimmer und der Biertun¬
nel ohne Vormerkungsgebühr zur Verfügung . An allen er¬
wähnten Plätzen ist voller Wirtschaftsbetrieb . Es sei noch¬
mals nachdrücklich betont, daß der Zutritt nur im Ballanzug
oder in dem Fest angepaßtem Kostüm gestattet ist. Im großen
Saal ist das Rauchen unbedingt verboten . Die Parole ist also:
Auf, an den Bosporus !

F . Todesfall. Man schreibt uns : Nach längerem Leiden
verschied am 1 . Februar d. I . der langjährige
altkatholische Stadtpfarrer Geistlicher Rat Bodenstein.
Geboren am 9. Juni 1847 in Minden in Westfalen, als Kriegs¬
freiwilliger Teilnehmer an dem Kriege 1870/71, wurde er am
i . Juni 1876 von dem altkatholischen Bischof Dr . ReinkenS
tzum Priester geweiht. Zunächst in Dortmund und Bochum

tätig , « estte Mdenstein seit 18TB in unserer engeren badischen
Heimat , und zwar als Pfarrer in Säckingen. Im Iah » 1883
wählte ihn die altkatholische Gemeinde Karlsruhe zu ihrem
Geistlichen. Al» Vorsitzender des Kirchenvorstandes verwaltete
Bodenstein mit Sorgfalt und Umsicht die Angelegenheiten sei-
ner Gemeinde : die altkatholische Geistlichkeit verdankt ihn die
Gründung der Witwen, und Waisenkasse im Jahre 1891, deren
Angelegenheiten Geistl. Rat Bodenstein besorgte. Während
seiner Amtszeit erfolgte die Erbauung der Auferstehungskirche
nahe dem Mühlburger Tor . Bi» zu der am 1 . April
1919 erfolgten Zuruhesetzung stand er, in her
Zwischenzeit vom altkatholischen Bischof zum Geistl . Rat er¬
nannt , an der Spitze der Karlsruher Gemeinde . Vermöge
seiner hervorragenden Rednergabe auf der Kauze! wie an den
Gräbern war Geistl. Rat Bodenstein ein erfolgreicher Kämpfer
für werktätige Nächstenliebe und christliche Gesinnung in ma¬
teriell gerichteter Zeit . Er genoß Verehrung und Liebe weit
über den Kreis seiner Glaubensgenossen hinaus .

Laudrstheater . Herr Hermann Wnchcrpfennig wurde auf
Grund seiner Gastspiele als erster Bassist für das Badische
Landestheater verpflichtet. Durch das Entgegenkommen der
Direktion des Opernhauses in Charlottenburg wurde eS er¬
möglicht, daß der Künstler bereits am 1 . März sein hiesiges
Engagement antreten kann.

Wadiscke Gemeindescbau .
DZ . Heidelberg, 1 . Febr . Der Bürgerausschuß wird sich in

seiner Sitzung am 7. Februar mit Vorlagen betr . Erweitern »»
de» Elektrizitätswerkes «nd Verwertung der Thermalquelle
zu beschäftigen haben.

DZ . Mittelfchefflenz, 30 . Jan . Bei der gestrigen Bürger -
meisterwahl wurde der bisherige Bürgermeister Karl Fehr
mit 123 Stimmen wieder gewählt.

DZ . Breisach, 31 . Jan . In der Bürgerausschutzsitzung vom
28 . wurde die Beteiligung der Stadtgemeinde Breisach an der
Aktiengesellschaft Deutsche Rährflcckenwerke Breisach a . Rh.
durch Übernahme von werteren 74 Stück Aktien zu je 1100 M.
einstimmig gutgeheitzen. Der AufNand soll durch Verwendung
von Grundstocksmitteln gedeckt werden ; desgleichen wurde die
Beteiligung der Gemeinde an der neugebildeten Betriebsge¬
sellschaft der deutschen Nährflockenwerke G . m . b. H. mit
einem Geschäftsanteil von insgesamt 1100 M genehmigt .

tD!Z . Bürgermeisterwahlen . Bei der Wahl eines Nachfolgers
für den nach lljähriger Tätigkeit von seinem Posten zurückge -
trenenen Püvgermeister Winkler in Kippenhansen (Amt Über¬
lingen ) war die Wahlbeteiligung derart flau , daß die Wahl
resultatloSl verlief . Die Bürgermeisterwahl in Oehninge «
(Amt Konstanz) verlief gleichfalls resultatlos , aber nicht wegen
Wählflauheit , sondern weil keiner der Kandidaten die erforder¬
liche EUmmenzohl ans sich vereinigen konnte.

Literarische ikeuerscdeinungen .
Helene von Mühlau : Annemarie . Roman . (Leipzig, Heste

& Becker Verlag.) Es ist ein feiner, keuscher Eheroman, der
namentlich m seinen ersten Kapiteln von hinreißen - er Leben-
diakeit ist. Ein Untcrhaltungsroman im besten Sinne des
Worts : spannend, sicher zugreifend mü> doch nicht flach.

Staatsanzeiger,
personeller Teil.

Ernomungen, Versetzungen , Zuruhesetzungen usiv
der planmäßigen Beamte«.

Ans de« Bereich des Ministeriums des Juuer «.
Ernannt :

Praktischer Arzt Dr . Wilhelm Bock in Müllheinr zum Be«
zirkSarzt daselbst .

Angestellt:
Registraturgehilfin Paula Kerker bei der Landesverstche-

ruugsanstalt Baden als Kanzleiasststentin.
Versetzt :

Amtmann Ludwig Wagner in Karlsruhe an das Bezirksamt
Heidelberg ; Amtmann Dr . Wilhelm Compter in Triberg nach
Karlsruhe ; Berwaltungsobersekretär Albert Rrtnbold von der
Waffer- und Straßenbaudirektion zum Bezirksamt Tauber -
bischofsheim .

Justizministerium.
Ernannt :

Bankdirektor Fritz Nierhoff und Dr . ing . Josef Bögele in
Mannheim zn Handelsrichtern , sowie Kaufmann Ernst Nathan
und Kaufmann Albert Wagenmann daselbst zu Handelsrichter¬
stellvertretern beim Landgericht Mannheim ; Kanzleiasfistent
Viktor Stenzel beim Notariat Staufen zum Kanzleisekretär .

Versetzt :
Kanzleiassistent Georg Diehl beim Amtsgericht Mannheim

zum Landgericht daselbst.
Ministerium des Kultus und Unterrichts .

Ernannt :
Der außerplanmäßige Amtsgehilfe Hugo Schmidt am Lan¬

destheater zum planmäßigen Amtsgehilfen ; Amtsgehilfe Otto
Gntzmann zum planmäßigen Amtsgehilfen an der Technischen
Hochschule in Karlsruhe .

Zuruhegesetzt/
Kanzleiassistent Gottlieb Ottenbacher bei der Universitäts¬

bibliothek Heidelberg ans Ansuchen ; Amtsgehilfe Ludwig
Müller an der Kunstgewerbeschule Pforzheim ans Ansuchen.

Kath. Kultus.
Der von Seiner Exzellenz dem Herrn Erzbischof auf die

Pfarrei Steinenstadt , Dekanats Reuenburg , ernannte Pfarrer
Martin Bundschuh, seither Pfarrverweser daselbst, wurde am
8. Januar d . I . kirchlich eingesetzt .

Doppelt fparfam
ift di « echt « , grob»

, Pfeiffcrd DtUers
ftaffw ' Cffetu

denn Tie i
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fic iftTof «hr ergiebig , daft
iuf Dter Raffe« - Cof fei von

Dohnen oder malz , nur einen -
Löffel braucht ; außerdem roerden
Dohnen und Cerfte dadurch noch
viel gründlicher ausgenutjt .

driginatdofei} und Silberpaket« za haben in den 6 ?lchäK«ü

Mannheim . K .984
Am zi . Dezember 1921 be¬
trug die Gesamtsumme
der im Umlauf befindlich.
Hypothekenpfändbriefe .

die Gesamtsumme der in
das Hypotheken - Register
eingetragenen Hypotheken

die Gesamtsumme der in
dasRegister eingetragenen
Wertpapiere . . . . .

die Gesamtsummeder im
Umlauf befindlichen Kom-
munal-Obligationen . .

die Gesamtsumme der in
das Korporationsforde¬
rungs - Register eingetra¬
genen Forderungen .

M . 631 724 200 .-

M . 628 681 361 .50

M . 6724423 .-

M . 44 1515 00 .-

M . 49849833 .4c
Mannheim , den zi . Dezember 1921 .

Mnntmadiiing iiö« die
~

kr OptionstMfitK im 6bme der Snebens-
oerttflQBS oon Irimran.

Nach § 61 des Vertrages von Trianon werden alle
ungarischen Staatsangehörigen , deren HeimatSgeuteind«
tu einem Gebiet liegt, welches im Sinne dieses Frie¬
densvertrages von Ungarn abgetrennt und einem an¬
deren Staat angegliedert wurde, ohne Rücksicht aus
ihren Wohnsitz , ohne vorherige Entlassung aus dem
ungarischen Staatsverband ihrer bisherigen Staatsan -
gehörigkeit am 26 - Juli 192 ! verlustig und werden mit
gewissen Einschränkungen ohne irgend ein Einbürge¬
rungsverfahren oder sonstige behördliche Maßnahme
rechtskräftige Staatsbürger des Staates , in dessen
Hoheitsgebiet ihre Heimatsgemeinde fällt .

Nach Artikel 63 des Vertrages von Trianon sind alle
ungarischen Staatsangehörigen , die ihre ungarische
Staatsangehörigkeit im obigen Sinne verlieren, inner¬
halb eines Jahres , d- h. bis einschließlich 28 . Juli 1922
berechtigt , die Beibehaltung ihrer ungarischen Staats¬
angehörigkeit zu beanspruchen (Option ) .

Das Optionsrecht kann durch mündliche Erklärung
vor einer zuständigen kgl. ungarischen Behörde oder
schriftlich durch ein an das kgl. ungarische Ministerium
oes Innern zu richtendes Gesuch ausgeübt werden.

Die Entscheidung über alle Optionsgesuche steht aus¬
schließlich dem kgl. ungarischen Ministerium des
Innern zu. K -991

Nähere Auskünfte werden an Interessierte , welchein Bayern , mit Ausnahme der bayerischen Pfalz , in
Württemberg , in den Gebieten von Hohenzollern und
Baden wohnhaft sind, vom kgl. ungarischen Konsulat
in München, Schönfeldstraße 321, erteilt.

U W . MM Mich».

Freitag , den 3 . Februar
Landestheater . Konzerthaua .

7- geg. 7,10 Uhr Mk . 40 — 7 bis V«U Uhr

lielmcht . Kuä
i1«MchMzM.»rWMWWW.

Wn , vorn Ähre IM.
Bei der 11. Auslosung am 18. Januar 1982 sind die

folgenden Nummern zur Rückzahlung am 1. Juli 1922
gezogen worden :

Lit. A. 63 Stück von je M. 5090 - M. 315 000 .
5 75 238 240 302 314 402 448 502 567 602 809 843
875 949 952 1178 1281 1288 1349 1407 1487 1499
1560 1765 1809 1873 1934 1941 1949 19S6 2012 2068
2168 2200 2226 2268 2546 2578 2595 2631 2674 2681
2689 2737 2869 2944 2976 3079 3089 3189 3264 3353
3357 3466 3500 3505 3557 3677 3746 3840 3894 3928 .

Lit. B. 92 Stück von je M . 299« - M . 184999.
4017 4019 4047 4082 4111 4200 4234 4285 4360 4522
4559 4609 4670 4678 4699 4924 4960 5049 5073 5082
5171 5172 5178 5218 5284 5300 5335 5407 5511 5578
5614 5621 5625 5670 5689 5885 6035 6087 6103 6112
6119 6129 6245 6321 6433 6536 6555 6605 6606 6691
6767 6827 6845 6860 6865 6979 6991 7133 7156 7202
7231 7326 7395 7576 7603 7649 7747 7783 8006 8204
8247 8560 8627 8657 8692 8717 8781 8921 8934 8938
8967 8991 9013 9023 9132 9282 9444 9474 9802 9841
9902 9908.

Lit. C. 288 Stück von je M . 1999 - Bk. 238 «00.
10035 10134 10172 10293
10710 10763 10822 10838
11204 11278 11291 11368
11505 11555 11559 11596
11745 11755 11843 11906
12334 12389 12561 12574
12862 13007 13081 13131
13276 13319 13353 13570
14032 14058 14061 14213
14605 14912 14971 15050
15238 15414 15450 15454
15881 15903 15912 15962
16252 16267 16345 16447
16831 16901 16997 17033
17326 17354 17417 17491
17949 17965 17970 18137
18583 18769 18843 18858
19032 19047 19054 19096
19546 19563 19585 19587
20022 20031 20154 20207
20693 20718 20752 20949
21434 21469 21547 21549
21917 22043 22090 22122
22344 22411 22419 22423
22584 22727 22734 22818
23061 23143 23192 23390
23725 23751 23842 23893
24251 24263 24307 24461
24650 24689 24745 24828
24993 -

Lit. v . 98 Stück v»n je
25005 25016 25042 25112
25423 25440 25459 25848
26311 26320 26349 26383

10431 10433 10560 10621
10858 10965 10983 11170
11401 11413 11472 11487
11599 11631 11696 11738
11911 12043 12103 12164
12609 12677 12696 12726
13166 13205 13225 13259
13729 13814 13953 13965
14289 14393 14477 14480
15099 15100 15111 15172
15515 15577 15836 15847
16031 16100 16187 16244
16460 16462 16569 16571
17045 17172 17216 17266
17540 17595 17713 17885
18224 18334 18449 18518
18902 18927 18947 18995
19172 19229 19416 19472
19622 19736 19766 19935
20309 20375 20406 20445
20950 21333 21365 21378
21699 21857 21867 21911
22240 22256 22335 22341
22434 22511 22517 22565
22824 22842 22973 23042
23433 23496 23562 23655
23932 23985 24045 24170
24532 24540 24577 24593
24881 24900 24948 24959

M . 500 = M . 46 500 .
25236 25361 25391 25402
25935 25966 26092 26296
26412 26475 26515 2653»

26527 26553 26629 26705 26798 26826 26978 27009
27027 27095 27103 27187 27345 27360 27374 27432
27444 27523 27574 27666 27752 27893 27900 27953
27991 28001 28176 28202 28213 28237 28269 28427
28503 28695 28707 28712 28759 28869 28886 28974
28981 28993 29051 29208 29233 29397 29410 29592
29617 29784 29856 .29912 30015 30061 30107 30190
30198 30223 30252 30366 30471 30516 30555 30627
00700 30731 30752 30916 30991 .

Aus frühere» Auslosungen sind die folgenden Schuld-
Verschreibungen noch nicht zur Einlösung vorgezeigt
worden :
Auslosung Januar 1913, Verzinsung bis 1 . Juli 1913 :

Nr . 11201 von M . 1000 .
Auslosung Januar 1918» Berzinsnng bis 1. Jnli 1918 :

Nr . 12527 von M - K» 0.
Auslosung Januar 1919, Verzinsung bis 1. Juli 1919 :

Nr . 5080 , 6357 von je M , 2000. Nr . 25662 , 25934 ,
26576 von je 500 M.

Auslosung Januar 1929, Verzinsung bis 1 . Juli 1920 :
Nr . 711 von M . 5000 . Nr . 4038, 4533 , 6363
von je M . 2000. Nr . 10147 , 11422 , 14180 , 15249
von je M - 1000 . Nr. 26069 , 26513 , 26936 , 27280
von je M . 500 .

Anslosnug Januar 1921, Verzinsung bis 1. Jnli 1921 :
Nr . 457 . 460, 832 , 1331 , 1442, 2221 , 2572 von je
M . 5000. Nr . 4567 . 4590, 4888 , 4912, 5017 , 5342 .
5469 , 5485 , 9585, 9681, 9748 , 9871 von je M . 2000.
Nr . 10009, 10101, 10380 , 10439 , 10586 , 10589,
11007 , 11977 , 12257 , 12543, 13026 , 13284 , 13771 ,
14015 , 14111 , 14208 , 14397 , 14525 , 14786, 16233 ,
16529 von je M . 1000 . Nr . 25622 . 25747 , 25824,
26409, 26470, 26740 von je M - 500 -

Esse», im Januar 1922 .

Französisch
(System Ritter)
Erfolg verbürgt

Auslandspraxis
H . K . Ritter
behördl . zugeL Sprach !ehr .

KSrneratraBe SO
(Probestunden ) . *888«

1. btnitiz« »Mtrbvktt.
Aufgebot.

8 .781 .2 . Konstanz. Die
Josefine Liebherr , Wttwr
grb. Grüner in Konstanz
hat beantragt , ihren ver¬
schollenen Sohn , den Hein¬
rich Liebherr, geb. am 4.
Januar 1890 in Salem ,
zuletzt wohnhaft in Kon¬
stanz, im Jahre 1907 nach

Amerika ausgewandert »
für tot zu erklären .

Der bezeichne te Ver-
llchoKene wird aufgefor -
vert, sich spätestens indem
auf
Dienstag , 18. Juli 1922,

vormittag - 9 Uhr,
vor dem Unterzeichneten
Gericht an beraumten Auf.

gckbotstermin zu melden,
widrigenfalls die Todes¬
erklärung erfolgen wird.
An alle, welche Auskunft

über Leben oder Tod des
Verschollenen zu erteilen
vermögen, ergeht die Aus -
ßordeung, spätestens im
Aufgebotstermine dem Ge.
richi Ä »zeige zu machen .

Amrsgerickt 2 Konstanz.
Der Gerichtsschreiber

-1 . _ _
Aus^edst.

L .316 .2 .1 . Waldshttt. Der
Hausdiener Johann Rudolf
Schmidt in der Kreispflege¬
anstalt Siusheim a . E . hat
beantragt , die verschollene
Joses An« Gürtuers Ehefrau
Anna Maria gcb . Schroth ,
geboren am 3 . September
1844 in Reustadt a - d . H .,
zuletzt wohnhaft in Walds¬
hut für tot zu erklären.
Die bezeichnete Verschollene
wird aufgefordert , sich spä¬
testens in dem auf
Donnerstag, 24. August 1922 ,

vormittags 19 Uhr ,
vor dem Unterzeichneten
Gericht anberaumten Auf¬
gebotstermin zu melden ,
widrig nfalls die Todeser¬

klärung erfolgen wird . An
alle, welche Auskunft über
Leben oder Tod der Ver¬
schollenen zu erteilen ver¬
mögen, ergeht die Auffor¬
derung, spätestens im Auf¬
gebotstermine dem Gericht
Anzeige zu machen .

Waldshut ,
den 20 . Januar 1922 .

Amtsgericht III .
L .815 Offenburg . In dem

Konkursverfahren über das
Vermögen des Zigarrenfa¬
brikanten Ludwig Schneider
in Windschläg ist Termin
zur Prüfung der nachträg¬
lich angemeldeten Forde¬
rungen bestimmt auf :
Montag, den 29. Februar

1922 , vormittags 19 Uhr.
Offenburg, 25 - Jan . 1922 -

Der Gerichtsschreiber des
Amtsgerichts

Entleerung der Klär- und
Sammelgrubenbei der Wa¬
genreinigungsanstalt im
Rangierbahnhof Karlsruhe
zu vergeben. Angebote
längstens bis Freitag, de»
19 . Februar 1922 , vormit¬
tags 19 Uhr, mit der Auf¬
schrift „Grubenentleerung "
an uns einzureichen. Be¬
dingungen bei Hochbau¬
bahnmeisterei III , KriegS -
straße Nr . 3, Hl . Stock ,
hier zur Einsicht. Karls¬
ruhe , den 1 . Februar 1922 .
Bahulmuinspeküon 1. 8 -817

Deutsch - Dänischer
Güterverkehr .

Am 1 . Februar 1922 ist
zum deutsch - dänischen
Gütertarif . Teil II der
Nachtrag I in Kraft getre¬
ten . Er enthält die zu dem
genannten Zeitpunkt auf
den deutschen Bahnstrecken
eintretenoen Erhöhungen
und kann zum Preise von
7 .50 Mk . für das Stück
käuflich bezogen werden.
Karlsruhe , 31 . Jan . 1922.
Eiseubatzngeneraldirektion .

Ostdeutsch Südmelt-
deutscher Kerkehr.

Der neue Ostdeutsch—
Südwestdeutsche Gütertarif
Heft 1 ist erschienen und
kann zum Preise von 4
Mk. käuflich bezogen wer¬
den. 8 -785
Karlsruhe , 31 . Jan . 1922 .
EisenbahngeneraldireKtv ».
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